
Peru und das internationale Kapital
führte - die Realzinsen (= Zinsen weniger Inflations-
rate) lagen knapp über 0% oder teilweise sogar dar-
unter -, und da die Entwicklungsländer von stabilen
Preisen für ihre Exportprodukte ausgingen und folg-
lich - wie die reichen industrialisierten Länder auch
- auf eine Expansion, der Weltwirtschaft setzten, zö-
gerten sie nicht, 'sich verstärkt zu verschulden. Der
zunehmend größeren Verschuldung dieser Länder
trugen die Banken dadurch "Rechnung", daß sie eine
Risikoprämie verlangten, einen Zinssatz also über
den normalen Zinssatz hinaus.
d) Der "zweite Ölpreisschock im Jahre 1979, sowie
eine die Inflation bekämpfende, restriktive Wirt-
schaftspolitik der. industrialisierten Länder, ließen
die Weltwirtschaft schrumpfen. Die Preise für Ex-
portgüter aus Ländern der dritten Welt fielen ins Bo-
denlose.
e) Die US-amerikanischen Handelsbilanz- und Bud-
getdefizite (letztere größtenteils durch die riesigen
Militärausgaben bedingt) trieben die Zinssätze in die
Höhe. Wegen der daraus resultierenden starken
Nachfrage erlebte der Dollar einen einzigartigen Hö-
henflug.
f) Fallende Exporterlöse, steigende Zinsen, überbe-
werteter Dollar verursachten die "Zahlungsunfähig-
keit" verschiedener Entwicklungsländer.

1. Das allgemeine Umfeld
1.1 Allgemeine Ursachen der Verschuldung

Die Ursachen der Verschuldung sind. bei allen Ent-
wicklungsländern ähnlich und können nach folgen-
dem Schema dargestellt werden:
Die chronischen Zahlungsschwierigkeiten (Zah-
lungsbilanzdefizite) der Entwicklungsländer haben
hauptsächlich drei Ursachen:
a) Die Entwicklungsländer importierten mehr- als sie
exportierten. Praktisch ihre ganze Importzunahme
wurde mit Krediten aus dem Ausland finanziert. Die
Industrieländer versuchten mit allen Mitteln ihre
Überproduktion in die Entwicklungsländer abzuset-
zen und diese Verkäufe mit Krediten zu erleichtern.

b) Die. Zahlungshaushalte der Entwicklungsländer
wurden durch die Abzüge von Gewinnen und Li-
zenzgebühren der dort ansässigen multinationalen
Konzerne zusätzlich belastet.
c) Die illegale Kapitalflucht durch reiche Landsleute
erhöhte ebenfalls die Defizite in der Handelsbilanz.

Fazit: Zahlungsbilanzdefizite wurden mit Auslands-
krediten überbrückt, wobei die ausländischen
Banken mit der Vergabe von Krediten und Darlehen
untereinander wetteiferten. Diese Kreditexpansion
mußte zwangsläufig zu einer katastrophalen Über-
schuldung führen. (Aufstellung nach Rudolf H.
Strahm)

2. Politische und
wirtschaftliche Ursachen der
Verschuldung Perus.

1.2. Zusätzliche weltwirtschaftliche Ursachen

"Ausländische
Bankiers
wollten uns
Finanzen
geben, bevor
wir darum
gebeten
hatten."
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Der Weg in die
Schuldenfalle

a) Seit 1960 zeigte die Profitrate in den ÖCD-
Ländern trendmäßig nach unten. Daraufhin legten
große Firmen ihre überschüssigen Liquiditäten nicht
mehr ausschließlich in produktiven Unternehmen
(Industrien, Fabriken,...) an, sondern vermehrt bei
Versicherungen, Banken usw.
b) Zuzüglich flossen seit 1973 ("erster Ölpreis-
schock") ein großer Teil der von den OPEC-Ländern
realisierten Gewinne auf die Konten kommerzieller
Banken in Europa und den Vereinigten Staaten von
Amerika. Um einen Mehrwert an diesen Einlagen er-
wirtschaften zu können, drängten die Banken den be-
gierigen Schuldnern aus der dritten Welt immer
größere Kredite auf.
c) Da diese Liquiditätszunahme zu Zinssenkungen

2.1. Die Periode 1968 - 1985.

Im Jahre 1968 übernahm eine Militärregierung unter
General Velasco die Macht in Peru. Die neuen
Machthaber führten eine Landreform durch und ent-
eigneten, gegen Entschädigung, die wichtigsten aus-
ländischen Finnen im Exportsektor. Von einer Stei-
gerung der Exportpreise begünstigt (der Index der
Terms of Trade stieg von 101 (1967) auf 193 (1974))
und durch die Entdeckung von Ölfeldern im Amazo-
nas ermutigt, unternahm die Regierung Velasco gi-
gantische Investitionsprojekte (z.B. Ölpipeline quer
durch die Anden). Sie baute aber auch den Staats-
und Militärapparat aus. Diese Politik konnte nur
durch umfangreiche Kredite ausländischer Banken
finanziert werden. Da die Frage der Enteignung aus-
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ländischer Firmen durch eine sehr großzügige Ent-
schädigung gelöst werden konnte (Februar 1974),
stellten die internationalen Institutionen, sowie die
großen ausländischen Banken, der Regierung Perus
wieder jede Menge Kredite zur Verfügung. Umso-
mehr, als die Erdölgelderschwemme und die Einla-
gen großer multinationaler Unternehmen (siehe oben
unter 1.2 a),b)) die Banken überliquide machten. Die
Banken favorisierten Investitionen, die dem Kupfer-
abbau und der Erdölgewinnung zugute kamen. Aber
darüber hinaus finanzierten sie auch sehr zweifelhaf-
te Projekte, so z.B. Bewässerungsanlagen, die von
der Weltbank verworfen worden waren! Diese Fre-
nesie ausländischer Banken, Peru um jeden Preis
neue Kredite schmackhaft zu machen, schilderte ein
peruanischer Bankier wie folgt: "Ausländische Ban-
kiers wollten uns Finanzen geben, bevor wir darum
gebeten hatten. Die Italiener hatten Lira für einen
Damm. Die Franzosen hauen Francs für ein Stahl-
werk." (Wall Street Journal, 1.9.77). Die Auslands-
verschuldung Perus stieg so im Jahr 1977 auf 8,3
Milliarden Dollar an! Dies entsprach 2/3 des Brutto
sozialproduktes oder den vierfachen (!) Exporterlö-
sen eines Jahres. Als dann nach 1974 die Kupferprei-
se stark fielen und die Erdölgewinnung hinter den
Erwartungen zurückblieb, wurden dem quasi zah-
lungsunfähigen Land vom Internationalen Wäh-
rungsfonds (IWF) drastische "Sanierungsmaßnah-
men" aufgezwungen: u.a. Preiserhöhungen für Nah-
rungsmittel und Erdölprodukte,
Investitionskürzungen, Aufhebung von Steuerermä-
ßigungen, Indexierung der Steuern und Schaffung
einer Zusatzsteuer, Änderung der relativen Preise
durch Streichung von Subventionen und Abwertung
der Landeswährung, Begrenzung der Lohn- und Ge-
haltserhöhungen weit unter der Inflationsrate.

I)ie IWF-Politik
- beeinträchtigte die Deckung der Grundbedürfnisse,
indem sie Grundnahrungstik
- beeinträchtigte die Deckung der Grundbedürfnisse,
indem sie Grundnahrungsmittel, medizinische Ver-
sorgung, Bildung und öffentliche Transporte massiv
verteuerte;

- verschlechterte die reale Einkommenslage der Ar-
beiter und Angestellten, rief Arbeitslosigkeit und Un-
terbeschäftigung hervor;
- erzwang höhere Exporte und beeinträchtigte so das
interne Angebot an lebensnotwendigen Produkten;
- favorisierte die wirtschaftliche Konzentration
sowie den Ausverkauf inländischer Betriebe an aus-
ländisches Kapital;
- verursachte einen weiteren Anstieg der nationalen
Verschuldung;
- verstärkte die sozialen Spannungen, verhinderte So-
zialreformen und begünstigte die Repression. (Auf-
stellung nach R. Gerster) Diese von General Bermu-
dez, der General Velasco 1975 abgelöst hatte, durch-
geführte rigorose IWF-Anpassungspolitik wurde
unter dem konservativen Präsidenten Belaunde
(1980-1985) strikt weiterbefolgt und hatte Peru eine
der schlimmsten wirtschaftlichen und sozialen
Krisen seiner Geschichte beschert. Der neugewählte
Präsident Garcia mußte im Juli 1985, als er sein Amt
antrat, eine katastrophale wirtschaftliche Situation
übernehmen.

2.2. Alan Garcia: versuchter Kampf gegen die
"Schuldendiktatur"

Der Kampf Garcias gegen die wirtschaftliche und
soziale Krisensituation Perus bestand aus zwei sich
ergänzenden Strategien:
- Eine Verbesserung der nationalen wirtschaftlichen
Situation schien nur durch eine einseitige Reduktion
des Schuldendienstes auf 10% der Exporterlöse zu
erreichen zu sein.
- Die so gewonnenen Dollarmillionen wurden zur Fi-
nanzierung von Lohnerhöhungen, staatlichen Be-
schäftigungsprogrammen, Subventionierung von
Grundnahrungsmitteln, Steuererleichterungen und
subventionierten Krediten eingesetzt. Hierdurch
sollte einerseits die Binnennachfrage gestärkt und so
die brachliegenden Produktionskapazitäten stimu-
liert werden; andererseits sollten durch diese Politik
bedeutendere Investitionen erwirkt werden.

Das erste Jahr dieser Wirtschaftspolitik versprach
eindeutige Erfolge. Die Inflationsrate fiel von 153%
(1985) auf 62,9% (1986) und das Bruttoinlandspro-
dukt wuchs 1986 (wie auch noch 1987) um 7%. Die
meisten industriellen Betriebe machten Riesenge-
winne. Um diese Gewinne für Neuinvestitionen zur
Verfügung zu haben, verhandelte Präsident Garcia
mit den Vertretern der zwölf mächtigsten Wirt-
schaftsgruppen des Landes, den "12 Aposteln". Diese
verpflichteten sich den größten' Teil ihrer Gewinne
für Investitionen zu verwenden.

Doch schon 1987 zeigten sich die ersten bedrohli-
chen Grenzen dieses Wirtschaftsmodells. Die ge-
stiegene Kaufkraft der Bevölkerung heizte auch den
Import von Konsumgütern für den Binnenmarkt und
von Rohstoffen für die Industrie an. Das lungs-
bilanzdefizit wuchs auf 500 Millionen Dollar und die
Devisenreserven Perus verringerten sich um die
Hälfte. Und da sich Peru seit 1985 weigerte, mehr
als einen Bruchteil der fälligen Zinsen seiner Ver-
schuldung zurückzuzahlen und sich den Auflagen
des IWF zu unterwerfen, war das Land schon Mitte
1986 als kreditunwürdig eingestuft worden: Peru

Plantu, Pas nette,
la planète 
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Die Wirt-
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und fiel mit
der Bereit-
schaft der
mächtigen
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gruppen ihre
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belassen und.
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konnte folglich keine neuen Kredite mehr erwarten.
Die Wirtschaftspolitik Präsident Garcias stand und
fiel also mit der Bereitschaft der mächtigen Wirt-
schaftsgruppen ihre Gewinne in Peru zu belassen und
nicht ins Ausland zu transferieren.

Trotz staatlicher Anreize (Steuervergünstigungen
und subventionierte Kredite) und eingegangener
Verpflichtungen investierten die mächtigsten Wirt-
schaftsgruppen nur einen Teil ihrer Profite in Peru.
Sie spekulierten viel lieber mit dem Dollar und
waren 1986 für eine Kapitalfluchtwelle von 1,46
Milliarden Dollar verantwortlich. Um dieser Situa-
tion, die das Zahlungsbilanzdefizit_ nur verschlim-
mern konnte, entgegen zu wirken, ergriff Garcia fol-
gende Maßnahmen: Die Verbrauchssteuern auf Lu-
xusgütern wurden erhöht, ebensô die Steuern auf
hohen Einkommen; Unternehmen ab einer bestimm-
ten Größe wurden verpflichtet. 20-30% ihres Ge-
winnes in Staatsschuldscheine umzutauschen oder
den Betrag in einen staatlichen Investitionsfonds
einzuzahlen. Die Oligarchie reagierte verärgert auf
diese Maßnahmen und nach der Begrenzung des
legalen Kapitalexports durch die Regierung blühte
der Dollarschwarzmarkt auf.

Wir befinden uns hier an einer der entscheidenden
Schwachstellen der Wirtschaftspolitik Präsident
Garcias. Statt des Bündnisses mit der eng mit dem
ausländischen Kapital verbündeten und die "12
Apostel" kontrollierenden Oligarchie, hätte die Re-
gierung die kleineren und mittleren Betriebe ver-
stärkt fördern sollen. Diese kleinen Betriebe haben
nämlich kaum Zugang zu den ausländischen Kapi-
talmärkten und ihre Produktion beruht stärker auf
einfachen Technologien und nationalen Ressourcen,
was also wesentlich weniger Importe bedingt. Au-
ßerdem hatten diese kleineren und mittleren Betrie-
be erheblich mehr im Lande investiert als die mäch-
tigen "12 Apostel".

Im Juli 1987 mußte die Regierung Präsident Garcias
den teilweisen Mißerfolg ihrer Wirtschaftspolitik
eingestehen. Die großen Wirtschaftsunternehmen
hielten ihre Verpflichtungen nicht ein und versuchten
mit allen Mitteln die staatlichen Bestimmungen zu
unterlaufen. Das private Bankensystem hatte als zen-
trale Drehscheibe für Spekulation und Kapitalflucht
fungiert. Außerdem vergaben diese Banken 80%
ihrer Kredite an Grossunternehmen, so daß die klei-
neren und mittleren Betriebe ziemlich leer ausgin-
gen.

Um die Finanzströme unter Kontrolle zu bringen,
Spekulation und Kapitalflucht zu unterbinden und
eine "Demokratisierung des Kredits" zu erreichen,
verkündete Präsident Garcia am 28. Juli 1987 eine
Verstaatlichung der inländischen Banken und Versi-
cherungen. Diese Maßnahme war aber schlecht
geplant und durchdacht worden, obwohl sie sicher-
lich einer gewissen Notwendigkeit entsprach. Der
Schriftsteller Vargas Llosa wetterte publikumswirk-
sam gegen den "Beginn des Totalitarismus" und eine
breite Front formierte sich gegen diese Verstaatli-
chungspolitik. Präsident Garcia mußte nachgeben
und Ende 1988 waren alle Verstaatlichungen rück-
gängig gemacht. Die Regierung mußte ausschließ-

lich auf orthodoxe wirtschaftspolitische Maßnahmen
zurückgreifen (Kürzung bei den Staatsausgaben,
Verringerung von Subventionen, restriktive Lohnpo-
litik, Abwertung...), wie sie der IWF gefordert hatte.
Auch wenn Präsident Garcia nicht direkt mit dem
IWF verhandelte, sondern über den Umweg der
Weltbank und der Interamerikanischen Entwick-
lungsbank, so sah sich die peruanische Regierung ge-
zwungen, die gleichen Maßnahmen zu ergreifen, wie
sie weltweit den Schuldnerländern vom IWF aufge-
zwungen werden. Peru war wieder dem Teufelskreis
der IWF-Forderungen untergeordnet (die ewigglei-
chen Folgen dieser IWF-Auflagen sind schon oben
unter 2.1. analysiert worden).

Die drastischen Preiserhöhungen und Subventions-
kürzungen aller Schockpakete von Wirtschaftsmaß-
nahmen (Paquetazo) haben aber seit September 1988
keine Wende, sondern eine Vertiefung der Krise ge-
bracht. Die Inflation lag 1988 bei über 2000%, für
1989 liegt sie bei 3350%. Im letzten Jahr sanken die
Reallöhne um 60%; parallel dazu gab es lediglich
eine Anhebung. der Löhne um 15%, was folglich
einen Kaufkraftschwund von 45% in einem Jahr be-
deutete.

Die sozialen Folgen dieser Wirtschaftspolitik sind
verheerend: Verelendung weiter Teile der Bevölke-
rung (fast zwei Drittel der Peruaner leben unter der
absoluten Armutsschwelle!); nicht nur die Kleinkri-
minalität, kaum überlebensfähiger Straßenhandel
und Bettelerhaben drastisch zugenommen, sondern
es sind auch die ersten Hungeropfer in den Armen-
vierteln am Rande der Hauptstadt zu beklagen; Ar-
mutskrankhei.ten wie Tuberkulose oder Typhus
nehmen erschreckend zu. Die Gesellschaft befindet
sich in einem rapide anwachsenden gesamtgesell-
schaftlichen Zerfall, dem ein ebenso rapides An-
wachsen von Gewalt entspricht. Die Verelendung
der Bevölkerung, die tiefe Unzufriedenheit mit den
Regierungsmaßnahmen, die steigende Repression
der Sicherheitskräfte und die daraus resultierenden
schwerwiegenden Menschenrechtsverletzungen
schaffen eine Atmosphäre, in der der bewaffnete
Kampf Senderos und der MRTA vorzüglich gedeiht.
Sollte der Schriftsteller Vargas Llosa mit seinem ul-
traliberalen Wirtschaftsprogramm die Präsident-
schaftswahlen dieses Jahres gewinnen, so besteht die
Gefahr, daß die soziale Lage der unteren zwei Drittel
der Bevölkerung noch unerträglicher wird. Eine
solche extreme Situation könnte dann die Befürch-
tungen eines peruanischen Senators wahr werden
lassen: "Peru, das sich heute in einer sozialen und
ökonomisch schlimmeren Situation als Frankreich
vor der Revolution befindet, geht einem schreckli-
chen und offenen Bürgerkrieg entgegen."

Mathias Flammang
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Si aujourd'hui le Pérou fait la une des journaux eu-
ropéens, c'est dû dans 90% des cas aux crimes per-
pétrés par une organisation terroriste qui s'appelle of-
ficiellement "Parti Communiste du Pérou - Sentier
Lumineux". Les activités sanglantes du SL, son idéo-
logie et sa mystique, ses bases populaires et les rai-
sons de son succès indéniable sont admirablement
présentés dans le livre de

Alain HERTHOGE, Alain LABROUSSE, Le
Sentier lumineux du Pérou. Un nouvel inté-
grisme dans le tiers monde, Editions La Décou-
verte, Paris, 1989, 241 pages.

Les deux auteurs, journalistes, pratiquent le terrain
depuis une dizaine d'années. Connaissant donc bien
le sujet, ils étaient mieux placés que quiconque pour
raconter le Sentier lumineux, tout en livrant des clés
d'analyse de sociologues et politologues péruviens,
mais sans le langage souvent rébarbatif de ces scien-
tifiques. Leur récit subdivisé en courts chapitres de
deux, trois pages, écrits dans un style journalistique
très agréable, nous fait vivre toute l'horreur que ré-
pand ce groupe qui se dit révolutionnaire, mais qui.
fait pour le moment le jeu de la droite autoritaire au
Pérou.

Sendero-Parolen
in Montenegro

Plutôt que de commenter - à partir de quels critères?
- un livre que j'ai lu en moins de huit jours, je me
propose de livrer ici quelques passages qui me parais-

permismaiasneire.	
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Un sentier sanglant
sent significatifs pour faire comprendre les origines
et l'évolution inquiétante du SL.

Malgré les réformes du général Velasco (1968-75) et
le programme populiste du président Man Garcia
(1985-90) le Pérou reste un pays aux contrastes so-
ciaux clairement identifiables: "10% de la popula-
tion disposent de 55 % de la richesse nationale, tandis
que 20% des Péruviens - citadins et paysans - se par-
tagent 1% de cette dernière. (...) Le chômage et le
sous-emploi touchent 66% de la population active.
(...) 48% des décès enregistrés concernent des en-
fants de moins de 5 ans (contre 1,8% dans les pays
industrialisés)" (p. 38s.).

Mais c'est au coeur des Andes, et non dans les bidon-
villes de Lima, qu'est ne le SL: ä Ayacucho. "Sur la
carte de la pauvreté du Pérou, Ayacucho occupe le
deuxième rang derrière son voisin l' Apurimac, où la
guérilla maoïste s'est également implantée. Le reve-
nu moyen annuel par habitant est de 500 francs (fran-
çais), pour 1200 dans l'ensemble du Pérou; l'espé-
rance de vie 45 ans, pour 58 ans; la mortalité infan-
tile de 20% pour 11%. Mais ces chiffres sont encore
plus dramatiques en ce qui concerne les zones ru-
rales où ils avoisinent respectivement 200 francs, 40
ans et 25%" (p. 56). Pourtant, le groupe d'universi-
taires dogmatiques réunis autour du professeur de
philosophie de l'université d'Ayacucho, Abimael
Guzman, dit président Gonzalo, est même incapable
d'une analyse correcte de la société andine. Ainsi le
SL ignore l'identité indienne, que pourtant son idole
et prédécesseur Mariategui avait considérée dès les
années '20 comme fondement des luttes contre le
pouvoir central qui abandonne à leur sort les paysans
andins. Et le SL prétend toujours lutter contre les "la-
tifundia" et le servage, alors que les réformes agraires
du général Velasco ont, malgré leurs déviations, li-
quidé la classe des grands propriétaires en expro-
priant 7 millions d'hectares (p. 64). Mais pour le SL
le Pérou de 1980, c'est la Chine de Mao dans les an-
nées '30.

"Le Sentier lumineux a surgi de la convergence entre
une élite intellectuelle provinciale métisse et une po-
pulation andine opprimée et discriminée depuis des
siècles" (p. 203). L'origine universitaire des premiers
militants du SL n'est donc pas fortuite. L'université
d'Ayacucho voit - grâce aux réformes du régime Ve-
lasco - le rassemblement de professeurs et d'étudiants
d'origine métisse régionale qui logent chez l'habitant
et qui nouent des liens durables avec la classe
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